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Zeit: 9:00 bis 14:00 Uhr 

Leitung: Sandra Goldschmidt, Verwaltungsratsvorsitzende 

Ort: 
Medizinischer Dienst Nordrhein 
Berliner Allee 52, 40212 Düsseldorf 

 

Vorläufige Tagesordnung 
 

1. Formalia         9:00 – 9:10 Uhr 

1.1. Feststellung der Beschlussfähigkeit und der ordnungsgemäßen Einladung 
1.2. Feststellung der Tagesordnung 
1.3. Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen des Verwaltungsrates am 15. No-

vember 2023 und am 6. Dezember 2023 

2. Bericht des Vorstandes       9:10 – 9:30 Uhr 

3. Berichte aus den Ausschüssen      9:30 – 9:40 Uhr 
3.1. Bericht aus dem Grundsatzausschuss 

4. Richtlinien für die Tätigkeit der Medizinischen Dienste  9:40 – 10:30 Uhr 

4.1. Qualitätsprüfungs-Richtlinien häusliche Krankenpflege und außerklinische Intensivpflege 
(QPR-HKP und AKI) -  
Sachstand 

4.2. Richtlinie der Prüfungen von Strukturen und Qualitätsvorgaben im Krankenhaus  
(Leistungsgruppen und OPS-Strukturmerkmale) -  
Eröffnung Richtlinienverfahren 

4.3. Richtlinie Begutachtungsanleitung Festbetragsarzneimittel 
Eröffnung Richtlinienverfahren 

4.4. Richtlinien Personalbedarfsermittlung GKV und SPV (RL PBE KV u. SPV) 
Eröffnung Richtlinienverfahren 

4.5. Weitere Richtlinienverfahren 
Sachstand 

Kaffeepause 10:30 – 10:50 Uhr 

5. Medizinischer Dienst Nordrhein stellt sich vor   10:50 – 11:45 Uhr 
 

Mittagspause 11:45 – 12:30 Uhr 

6. Kompetenz-Centrum Onkologie der Medizinischen Dienste:  
Aufgabenspektrum und aktuelle Themen    12:30 – 13:30 Uhr 
Referent: Prof. Dr. Axel Heyll, Leiter des Kompetenz-Centrums Onkologie der Medizinischen Dienste 
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7. Pflegeversicherung       13:30 – 13:50 Uhr 

7.1. Weiterentwicklung der Pflegebegutachtung  

8. Sonstiges        13:50 – 14:00 Uhr 
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1. Formalia 
 

1.1 Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und der Teilnahme  
 
Sachverhalt 

 
In der Sitzung ist die Beschlussfähigkeit gegeben, wenn sämtliche Mitglieder des Verwaltungsrates 
ordnungsgemäß eingeladen sind und die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder im Verwaltungs-
rat an der Sitzung anwesend ist.  
 
Zur Sitzung des Verwaltungsrates des Medizinischen Dienstes Bund wurde mit Schreiben vom 14. Feb-
ruar 2024 eingeladen. 
 
Beratungsergebnis 

 
 

1.2 Feststellung der Tagesordnung  
 
Sachverhalt 

 
Die vorläufige Tagesordnung wurde mit dem Einladungsschreiben zur Sitzung des Verwaltungsrates 
am 14. Februar 2024 übersandt. 
 
Beratungsergebnis 

 
 

1.3 Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen des Verwaltungsrates am 
15. November 2023 und am 6.Dezember 2023 

 
Sachverhalt 

 
Die Niederschrift über die Sitzung des Verwaltungsrates am 15. November 2023 wurde am 13. Dezem-
ber 2023 an die Mitglieder des Verwaltungsrates versandt. Die Niederschrift über die Sitzung des Ver-
waltungsrates am 6. Dezember 2023 wurde am 5. Januar 2024 an die Mitglieder des Verwaltungsrates 
versandt.  
 
Innerhalb der vorgesehenen Einwendefrist von vier Wochen sind keine Einwendungen gegen den In-
halt der Niederschriften beim Vorstand eingegangen. Damit sind die Niederschriften seit dem 10. Ja-
nuar 2024 und dem 2. Februar 2024 genehmigt und wurden in ihren öffentlichen Teilen auf der Home-
page des MD Bund veröffentlicht.  
 
Beratungsergebnis 
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3. Bericht aus den Ausschüssen 
 

3.1 Bericht aus dem Grundsatzausschuss 
 
Sachverhalt 
 
Der Grundsatzausschuss hat sich am 15. Februar 2024 zunächst in einem gemäß der Regularien zum 
Erlass von Richtlinien vorgesehenen Erörterungstermin mit den „Qualitätsprüfungs-Richtlinien häusli-
che Krankenpflege und außerklinische Intensivpflege (QPR-HKP und AKI)“ befasst. In der anschließen-
den Sitzung des Grundsatzausschusses hat er den Sachstand zum Entwurf der QPR HKP und AKI positiv 
zur Kenntnis genommen. 
 
Im Anschluss hat der Grundsatzausschuss sich mit der folgenden anstehenden Richtlinienverfahren 
befasst und deren Eröffnung empfohlen: 
 

• Richtlinie der Prüfungen von Strukturen und Qualitätsvorgaben im Krankenhaus 
(Leistungsgruppen und OPS-Strukturmerkmale) 

• Richtlinie Begutachtungsanleitung Festbetragsarzneimittel 

• Richtlinien Personalbedarfsermittlung GKV und SPV (RL PBE KV u. SPV 
 
Des Weiteren hat der Grundsatzausschuss sich mit der Vorbereitung der Sitzung des Verwaltungsrates 
befasst und sich zu möglichen Themen für die Klausurtagung ausgetauscht.  
 
In der Sitzung wird mündlich berichtet. 
 
Beratungsvorschlag 
 
Der Verwaltungsrat nimmt Kenntnis. 
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4. Richtlinien für die Tätigkeit der Medizinischen Dienste 
 

4.1 Qualitätsprüfungs-Richtlinien häusliche Krankenpflege und außerklinische Intensiv-
pflege (QPR-HKP und AKI) 

 
Sachverhalt 
 
Aufgrund der Vorgaben des Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetz (IPReG) wurden neue 
Rahmenempfehlungen nach § 132l SGB V vereinbart. Hieraus und aus dem IPReG hat sich ein Anpas-
sungsbedarf für die Qualitätsprüfungen nach § 275b SGB V ergeben. Demnach sind zukünftig in Ein-
richtungen nach § 132a Absatz 4 SGB V und in Einrichtungen nach § 132l Absatz 5 SGB V Regelprüfungen 
durchzuführen, wenn diese keiner Prüfpflicht nach dem SGB XI unterliegen. Für Einrichtungen nach 
§ 132l Absatz 5 Nr. 1 (Wohneinheiten mit mindestens zwei Versicherten) oder Nummer 2 SGB V (stati-
onäre Pflegeeinrichtungen nach § 43 SGB XI) sind durch die Landesverbände der Krankenkassen auch 
dann Regelprüfungen zu veranlassen, wenn diese einer Regelprüfung nach § 114 SGB XI unterliegen. In 
diesen Einrichtungen sind somit jährlich zwei Qualitätsprüfungen durchzuführen.  
 
Zudem hat sich auch Änderungsbedarf (psychiatrische häusliche Krankenpflege, Versorgung chroni-
scher und schwer heilender Wunden) aus der Anpassung der Rahmenempfehlungen nach § 132a Ab-
satz 1 SGB V ergeben.  
 
Das Nähere, insbesondere zu den Prüfanlässen, den Inhalten der Prüfungen, der Durchführung der 
Prüfungen, der Beteiligung der Krankenkassen an den Prüfungen sowie zur Abstimmung der Prüfungen 
mit den Prüfungen nach § 114 SGB XI hat der MD Bund in Richtlinien zu bestimmen. 
 
Der Verwaltungsrat des Medizinischen Dienstes Bund hat das Richtlinienverfahren zur Anpassung der 
Qualitätsprüfungs-Richtlinie häusliche Krankenpflege - Grundlagen der Qualitätsprüfungen nach 
§ 275b (RL QP HKP) gemäß § 5 Absatz 3 Satz 3 in seiner Sitzung am 2. Juni 2023 eröffnet. 
 
Folgende Arbeitsschritte sind anschließend erfolgt: 

• Erarbeitung des Richtlinienentwurfes durch die Facharbeitsgruppe QPR HKP AKI 

• Kommentierungsverfahren (Medizinische Dienste und Grundsatzausschuss des Verwaltungsrates) 
in der Zeit vom 20. Dezember 2023 bis zum 17. Januar 2024 

• Änderungen am Richtlinienentwurf anhand der Rückmeldungen aus dem Kommentierungsverfah-
ren (fünf Rückmeldungen aus Medizinischen Diensten, eine Rückmeldung aus Grundsatzausschuss 
des Verwaltungsrates) durch die Facharbeitsgruppe QPR HKP AKI. 

 
Eine besondere Herausforderung bei der Erstellung des Richtlinienentwurfes [s. Anlage RL-Text 
QPR AKI (mit Anlagen 1 bis 4 zur RL)] war die Berücksichtigung der verschiedenen möglichen Vertrags-
konstellation (SGB XI, häusliche Krankenpflege nach dem SGB V, außerklinische Intensivpflege nach 
dem SGB V mit verschiedenen Kombinationsmöglichkeiten der Einfach- und Mehrfachversorgung). Aus 
diesem Grund wurden einerseits die Erhebungsinstrumente jeweils in zwei Teile unterteilt und es 
wurde eine zusätzliche Anlage 4 erstellt, aus der ersichtlich ist, wie die Personenstichprobe in den ver-
schiedenen Vertragskonstellationen zusammenzustellen ist. Ferner wurden unter Berücksichtigung 
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fachlicher, vertraglicher und ressourcenorientierter Kriterien Festlegungen dazu getroffen, wo und in 
welcher Tiefe die Strukturkriterien geprüft werden sollen. 
 
Am 16. Februar 2024 haben die Mitglieder des Grundsatzausschusses den Richtlinienentwurf mit Ver-
treter*innen des MD Bund sowie der Facharbeitsgruppe erörtert. Hierbei wurden die Hintergründe 
und wesentlichen Änderungen der Richtlinie erläutert. Die Erörterung befasste sich insbesondere mit 
Nachfragen zur Stichprobe und den Prüfinhalten hinsichtlich Qualifikationen und Strukturen im Hin-
blick auf die Abbildung der Versorgungsqualität. Abschließend hat der Grundsatzausschuss den Sach-
stand zum Entwurf der QPR-HKP und AKI positiv zur Kenntnis genommen. In der Sitzung wird aktuell 
berichtet. 
 
Am 20. Februar 2024 wurde das bis zum 12. März 2024 laufende Beteiligungsverfahren eingeleitet.  
 
Beratungsvorschlag 
 
Der Verwaltungsrat nimmt den Sachstand zum Entwurf der Qualitätsprüfungs-Richtlinien häusliche 
Krankenpflege und außerklinische Intensivpflege (QPR-HKP und AKI) zur Kenntnis und tauscht sich 
dazu aus. 
 
 

4.2 Richtlinie zur Prüfung von Strukturen und Qualitätsvorgaben im Krankenhaus 
(RL Leistungsgruppen und OPS-Strukturmerkmale) 

 
Sachverhalt 
 
Der Arbeitsentwurf des Bundesministeriums für Gesundheit zu einem Gesetz zur Verbesserung der 
Versorgungsqualität im Krankenhaus und zur Reform der Vergütungsstrukturen (Krankenhausversor-
gungsverbesserungsgesetz – KHVVG) sieht in § 275a Absatz 1 Satz 1 SGB V (neu) vor, dass der Medizi-
nische Dienst - neben den Prüfungen von G-BA-Richtlinien, von Qualitätsanforderungen der Länder 
(soweit dies landesrechtlich vorgesehen ist), von Strukturmerkmalen auf Grund des vom Bundesinsti-
tut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfARM) herausgegebenen Operationen- und Prozeduren-
schlüssels nach § 301 Absatz 2 SGB V (OPS-Strukturmerkmale) - zukünftig auch Prüfungen zur Einhal-
tung der Qualitätskriterien von Leistungsgruppen nach § 135e SGB V (neu) durchführen soll. Die Prü-
fungen sollen soweit möglich einheitlich und aufeinander abgestimmt durchgeführt werden. Nach-
weise und Erkenntnisse sollen wechselseitig verwendet werden.  
 
In dem Entwurf des § 283 Absatz 5 SGB V ist vorgesehen, dass der Medizinische Dienst Bund eine 
Datenbank zu den Prüfungen nach § 275a Absatz 1 Satz 1 SGB V führen soll. In dieser sind standortbe-
zogen das jeweilige Prüfergebnis mit Informationen zur Einhaltung oder Nichteinhaltung der geprüften 
Strukturen und weiteren Anforderungen sowie bestimmte Mitteilungen und Feststellungen auszuwei-
sen. Der Medizinische Dienst Bund soll die Datenbank nach § 283 Absatz 5 SGB V (neu) erstmals sechs 
Monate nach Inkrafttreten des KHVVG umsetzen. 
 
Grundlage der Prüfungen von OPS-Strukturmerkmalen und Qualitätskriterien der Leistungsgruppen ist 
die Richtlinie des Medizinischen Dienstes Bund nach § 283 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 SGB V (neu). In 
dieser Richtlinie sind geeignete Maßnahmen festzulegen, um die Prüfungen soweit möglich zu verein-
heitlichen und aufwandsarm auszugestalten. Zudem ist in der Richtline das Nähere zum Verfahren, zu 
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den Nutzer- und Zugriffsrechten und zu den konkreten Daten der Datenbank des Medizinischen Diens-
tes Bundes zu regeln. 
 
Unter Berücksichtigung der neuen Vorgaben und Regelungsinhalte ist eine grundlegende Überarbei-
tung und deutliche Erweiterung der bisherigen (StrOPS-) Richtlinie nach § 283 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 3 notwendig. Der Gesetzgeber sieht hierfür eine Frist von sechs Monaten nach Inkrafttreten des 
KHVVG vor, was angesichts der komplexen und detailreichen Regelungsinhalte sowie der gesetzlich 
und in den Regularien zur Erstellung von Richtlinien vorgesehenen Verfahrensschritte sehr knapp be-
messen ist.  
 
Damit die Prüfungen nach den neuen Vorgaben umgesetzt werden können und die Datenbank des 
Medizinischen Dienstes Bund fristgerecht betriebsbereit ist – beides erfordert auch IT-technische Ent-
wicklungsarbeiten –, sollte möglichst frühzeitig mit der Erarbeitung der Konzepte und Richtlinienin-
halte begonnen werden und daher das Richtlinienverfahren bereits jetzt eröffnet werden. 
 
Der Grundsatzausschuss hat in seiner Sitzung am 16. Februar 2024 über die Erarbeitung einer Richtlinie 
zur Prüfung von Strukturen und Qualitätsvorgaben von Leistungsgruppen im Krankenhaus beraten und 
empfiehlt dem Verwaltungsrat, das Richtlinienverfahren zu eröffnen. 
 
Beratungs-/Beschlussvorschlagvorschlag 
 
Der Verwaltungsrat beschließt, das Richtlinienverfahren zur Erarbeitung der „Richtlinie zur Prüfung 
von Strukturen und Qualitätskriterien von Leistungsgruppen im Krankenhaus (RL Leistungsgruppen 
und OPS-Strukturmerkmale)“ gemäß § 5 Absatz 3 Satz 3 der Satzung des MD Bund zu eröffnen. 
 
 

4.3 Richtlinie Begutachtungsanleitung Festbetragsarzneimittel 
 
Sachverhalt 
 
Die Begutachtungsanleitung (BGA) Festbetragsarzneimittel wurde am 3. Februar 2014 vom GKV-
Spitzenverband erlassen und redaktionell im April 2022 überarbeitet.  
 
Durch die SEG 6 „Arzneimittelversorgung" werden alle die Arzneimittelversorgung betreffenden Pro-
dukte jährlich auf Aktualität überprüft. Die BGA Festbetragsarzneimittel zeigt hier u. a. folgende An-
passungsbedarfe:  
 

• Aufnahme folgender gerichtlicher Entscheidungen in die BGA Festbetragsarzneimittel: 
 

o Beschluss BSG vom 10.09.2019 (Az.: B 1 KR 65/18 B) 
o Urteil BSG vom 03.05.2018 (Az.: B 3 KR 7/17 R) i. V. m. Urteil LSG Berlin-Brandenburg vom 

26.01.2017 (Az.: L 1 KR 67/14 KL) i. V. m. BSG-Urteil vom 30.06.2009 (Az.: B 1 KR 5/09 R) 
o Urteil BSG vom 04.04.2006 (Az.: B 1 KR 7/05 R) 

 

• Berücksichtigung und Prüfung des Stellenwertes von § 13 Absatz 1 Satz 1 BtMG (Betäubungsmit-
telgesetz) für die Begutachtung von Festbetragsarzneimitteln  
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• Relevanz von Lieferengpässen und des Arzneimittel-Lieferengpassbekämpfungs- und Versorgungs-
verbesserungsgesetz (ALBVVG) für die sozialmedizinische Bewertung von leistungsrechtlichen Fra-
gestellungen zur Vollkostenübernahme sowie Aufnahme von § 129 Absatz 4 c SGB V in das Glossar 
der BGA Festbetragsarzneimittel  

• Aktualisierung der im Fließtext genannten Version des Bundesmanteltarifvertrages Ärzte (BMV-Ä) 
im Kontext der Vordruckvereinbarung (Anlage 2 BMV-Ä)  

• Aufnahme von weiterführenden Hinweisen bei Fragestellungen mit Bezug auf § 73 Absatz 1 Arz-
neimittelgesetz (AMG) 

 
Insbesondere vor dem Hintergrund der gesetzlichen Regelungen im ALBVVG ist eine Überarbeitung 
der BGA erforderlich. Hier wurden, gerade für Arzneimittel, die bei Kindern und Jugendlichen ange-
wendet werden, die Festbeträge aufgehoben. Ein entsprechender Hinweis findet sich nicht in der BGA.  
 
Der Grundsatzausschuss hat in seiner Sitzung am 16. Februar 2024 über die Erarbeitung einer Richtlinie 
Begutachtungsanleitung Festbetragsarzneimittel beraten und empfiehlt dem Verwaltungsrat, das 
Richtlinienverfahren zu eröffnen. 
 
Beratungs-/Beschlussvorschlag 
 
Der Verwaltungsrat beschließt, das Richtlinienverfahren zur Überarbeitung der Richtlinie „Begutach-
tungsanleitung Festbetragsarzneimittel“ gemäß § 5 Absatz 3 Satz 3 der Satzung des MD Bund zu eröff-
nen. 
 
 

4.4 Richtlinien Personalbedarfsermittlung GKV und SPV (RL PBE GKV u. SPV) 
 
Sachverhalt 
 
Die derzeit gültigen Richtlinien für die Personalbedarfsermittlung für die Begutachtung in der gesetzli-
chen Krankenversicherung (RL PBE-GKV) gemäß § 283 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 SGB V sowie für die 
Begutachtung in der sozialen Pflegeversicherung (RL PBE-SPV) gemäß § 53d Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
SGB XI sind vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG) mit einer Befristung bis zum 30. Juni 2024 
genehmigt worden.  
 
Beide Richtlinien bedürfen Änderungen in Bezug auf eine Aktualisierung der in den Richtlinien enthal-
tenden aufgabenbezogenen Richtwerte sowie in Bezug auf die laut Konvergenzplan zur schrittweisen 
Anpassung der Richtlinien vorzunehmenden Änderungen, die sich aus den Evaluationsergebnissen und 
den daraus resultierenden Empfehlungen ergeben. Entsprechende Vorarbeiten, wie die Überarbei-
tung des Konzepts Zeiterfassung für produktbezogene Zeiten, sind bereits erfolgt oder werden derzeit 
noch durchgeführt, wie z. B. die Erhebung der zu aktualisierenden Produkterstellungszeiten bei den 
Medizinischen Diensten.  
 
Für die Aktualisierung beider Richtlinien bedarf es nunmehr der offiziellen Eröffnung des Richtlinien-
verfahrens gemäß § 5 Absatz 3 Satz 3 der Satzung. Nach derzeitiger Zeitplanung ist vorgesehen, das 
Stellungnahmeverfahren zur RL PBE-GKV Ende April zu eröffnen. Für die RL PBE-SPV ist gesetzlich hin-
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gegen kein Stellungnahmeverfahren vorgesehen. Die Herstellung des Benehmens mit dem Verwal-
tungsrat soll voraussichtlich Anfang Juni, ggf. nach einer zusätzlichen Beratung, im Rahmen eines 
schriftlichen Beschlussverfahrens erfolgen. 
 
Der Grundsatzausschuss hat in seiner Sitzung am 16. Februar 2024 über die Aktualisierung der Richtli-
nien Personalbedarfsermittlung GKV und SPV beraten und empfiehlt dem Verwaltungsrat, das Richtli-
nienverfahren zu eröffnen. 
 
Beratungs-/Beschlussvorschlag 
 
Der Verwaltungsrat beschließt, die Richtlinienverfahren zur Erarbeitung der „Richtlinien Personalbe-
darfsermittlung GKV und SPV (RL PBE GKV u. SPV)“ gemäß § 5 Absatz 3 Satz 3 der Satzung des MD Bund 
zu eröffnen. 
 
 

4.5 Weitere Richtlinienverfahren 
 
Sachverhalt 
 
Der aktuelle Sachstand der Richtlinienverfahren ist in der als Anlage beigefügten Übersicht zu entneh-
men. 
 
Beratungsvorschlag 
 
Der Verwaltungsrat nimmt den Sachstand zur Kenntnis. 
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6. Kompetenz-Centrum Onkologie der Medizinischen Dienste: 
Aufgabenspektrum und aktuelle Themen 
Referent: Prof. Dr. Axel Heyll, Leiter des Kompetenz-Centrums Onkologie der Medizinischen Dienste 

 
 
Sachverhalt 
 
Das Kompetenz-Centrum Onkologie beim Medizinischen Dienst Nordrhein in Düsseldorf ist eine ge-
meinsame Einrichtung der Gemeinschaft der Medizinischen Dienste. Es unterstützt die gesetzlichen 
Krankenkassen und ihre Verbände bei Fragen zur Versorgung von onkologisch erkrankten Patientinnen 
und Patienten. Es berät den GKV-Spitzenverband in der Gremienarbeit auf Bundesebene. Das Kompe-
tenz-Centrum Onkologie steht der Gemeinschaft der Medizinischen Dienste bei weitergehenden Fra-
gen und für Aufträge in der Einzelfallbegutachtung mit fachonkologisch-sozialmedizinischen Schwer-
punkten zur Verfügung. Stellungnahmen und Grundsatzgutachten des Kompetenz-Centrum Onkologie 
unterstützen die Tätigkeit der Medizinischen Dienste. 
 
Prof. Dr. med. Axel Heyll leitet das Kompetenz Centrum Onkologie mit einem Team von 11 onkologi-
schen Fachärztinnen und -ärzten.  
 
Er wird Aufgaben und Organisation des Kompetenz-Centrums Onkologie in der Einzelfallbegutachtung 
und der Systemberatung beschreiben. Außerdem wird er neue Behandlungsmöglichkeiten in der On-
kologie darstellen, insbesondere aktuelle Optionen der zellulären Therapie (Stammzelltransplantation, 
CAR-T-Zellen, bispezifische Antikörper). Diese Methoden werden eingesetzt in der Therapie hämato-
logischer Neoplasien (Leukämien und Lymphome). 
 
Beratungsvorschlag 
 
Der Verwaltungsrat nimmt Kenntnis und tauscht sich dazu aus. 
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7. Pflegeversicherung 
 

7.1 Weiterentwicklung Pflegeversicherung 
 
Sachverhalt 
 
Evaluationsauftrag nach § 142 a SGB XI zu den Erfahrungen der Medizinischen Dienste mit dem struk-
turierten Telefoninterview und der Videotelefonie 
 
Am 1. Juli 2023 trat das Pflegeunterstützungs- und Entlastungsgesetz (PUEG) in Kraft. Damit wurden 
die pflegefachlichen Voraussetzungen geschaffen, das Vorliegen von Pflegebedürftigkeit durch die Me-
dizinischen Dienste regelhaft mittels strukturierter Telefoninterviews für bestimmte Personengruppen 
oder in bestimmten Fallkonstellationen durchzuführen. Entsprechend wurden die Begutachtungs-
Richtlinien zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit nach § 17 Absatz 1 SGB XI (RL Pflegebegutachtung) 
auf der Grundlage der Studie des Instituts für Pflegewissenschaft (IPW) und der Hochschule Osnabrück 
angepasst und sind am 18. November 2023 in Kraft getreten. 
 
Der Gesetzgeber verband die Einführung der telefonischen Begutachtung in bestimmten Fällen mit 
dem Auftrag an die Medizinischen Dienste bzw. den Medizinischen Dienst Bund, die Erfahrungen und 
Erkenntnisse aus der regelhaften Anwendung des strukturierten Telefoninterviews auf Grundlage wis-
senschaftlicher Expertise zu erfassen und auszuwerten (§ 142a Abs. 5 SGB XI). Die Erkenntnisse aus 
dieser Evaluation sollen helfen, das Verfahren weiter zu optimieren und die Regelungen der RL Pflege-
begutachtung, die derzeit (für den Einstieg in das System) als angemessen erscheinen, noch einmal 
unter praktischen Bedingungen zu überprüfen. 
 
Die Ausschreibung zum Evaluationsauftrag wurde am 17. Januar 2024 durch den Medizinischen Dienst 
Bund veröffentlicht. Die Auswertung der eingegangenen Angebote erfolgt bis zum 21. Februar 2024. 
Der Beginn der begleitenden Evaluation der Umsetzung digitaler Begutachtungsformate (strukturier-
tes Telefoninterview und videobasierte Begutachtung zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit) ist für 
den 1. März 2024 vorgesehen. 
 
Durchführung der Pflegebegutachtung per „Videotelefonie“ im Rahmen des Digital-Gesetzes 
 

Eine Weiterentwicklung der telefonischen Begutachtung besteht auch in der Nutzung von Videokon-
ferenzsoftware (siehe hierzu auch Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Digitalisierung des 
Gesundheitswesens – Digital-Gesetz-DigiG1). Der Gesetzesentwurf zum Digital-Gesetz sieht vor, dass 
die Feststellung der Pflegebedürftigkeit und die Einstufung in einen Pflegegrad – unter den gleichen 
Voraussetzungen wie bei der Begutachtung mittels strukturiertem Telefoninterview – auch per Video-
telefonie ermöglicht werden soll. Bei der Durchführung der Begutachtung per Videotelefonie sind die 

                                                           
 
1www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/digital-gesetz.html; https://www.bun-
desgesundheitsministerium.de/presse/pressemitteilungen/bundestag-verabschiedet-digitalgesetze-pm-14-12-23, abgerufen 
am 12.02.2024  

 

http://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/digital-gesetz.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/presse/pressemitteilungen/bundestag-verabschiedet-digitalgesetze-pm-14-12-23
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/presse/pressemitteilungen/bundestag-verabschiedet-digitalgesetze-pm-14-12-23
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nach § 365 Absatz 1 Satz 1 SGB V vereinbarten Anforderungen an die technischen Verfahren zu Video-
sprechstunden einzuhalten. Einige Medizinische Dienste sammeln aktuell bereits Erfahrungen mit der 
Nutzung von Videokonferenzsoftware in der Begutachtung von Pflegebedürftigkeit.2 Die Begutach-
tungs-Richtlinien sind bis zum Inkrafttreten des Digital-Gesetzes entsprechend anzupassen. Die Anpas-
sungen werden durch die bereits bestehende Fach-Arbeitsgruppe beraten und vorgenommen. 

Forschungsprojekt zur Weiterentwicklung der Pflegeversicherung gemäß § 8 Absatz 3 SGB XI „Die vi-
deobasierte Begutachtung zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit nach dem SGB XI – Eignung und 
Perspektiven (Pflege-ViBe)“ 

Am 1. April 2024 startet das Modellprojekt „Pflege-ViBe“, das vom GKV-Spitzenverband im Modellpro-
gramm zur Weiterentwicklung der Pflegeversicherung gemäß § 8 Absatz 3 SGB XI gefördert wird. Das 
Projektkonsortium besteht aus dem Institut für Public Health und Pflegeforschung (IPP) Bremen unter 
der Leitung von Prof. Dr. Karin Wolf-Ostermann, dem Kompetenzzentrum für Klinische Studien Bremen 
(KKSB) unter der Leitung von Prof. Dr. Werner Brannath, dem Medizinischen Dienst Bund und dem 
Kompetenz-Centrum Geriatrie. In Kooperation mit 13 Medizinischen Diensten wird im Rahmen des 
Projekts die Eignung der videobasierten Pflegebegutachtung auf breiter Datenbasis überprüft. Hierfür 
wird untersucht, inwieweit die Ergebnisse einer videobasierten Begutachtung – ausgedrückt im Pfle-
gegrad und den Empfehlungen zum Erhalt und zur Förderung der Selbstständigkeit der antragstellen-
den Personen – mit den Ergebnissen einer persönlichen Begutachtung vor Ort übereinstimmen. Au-
ßerdem soll es um die Erforschung der Praktikabilität sowie der Akzeptanz der videobasierten Begut-
achtung, sowohl aus Sicht der antragstellenden Personen und ihrer An- und Zugehörigen, als auch aus 
der Perspektive der Gutachter*innen sowie der Pflegekräfte gehen. In den Blick genommen werden 
außerdem die Prozesse rund um die Pflegebegutachtung. Die Laufzeit des Projekts beträgt 24 Monate.  
 
Flexibilisierung der Begutachtungsarten 
 
Aufgrund der Leistungsverbesserung im Bereich der sozialen Pflegeversicherung und des demographi-
schen Wandels wird die Zahl der leistungsberechtigten Menschen weiter steigen. Das Ziel des Medizi-
nischen Dienstes ist es, eine bedarfsgerechte, hochwertige und zeitnahe Pflegebegutachtung für die 
antragstellenden Personen sicherzustellen und den Menschen somit einen schnellstmöglichen Zugang 
zu Pflegeleistungen zu ermöglichen. Um dies gewährleisten zu können, ist es notwendig, dass der Me-
dizinische Dienst neben dem Hausbesuch – der wesentliche Grundlage für die Arbeit der Medizini-
schen Dienste bleibt – ortsungebundene und digitale Begutachtungsarten, wie die Begutachtung an-
hand vorliegender Informationen mit oder ohne telefonische Unterstützung, flexibel einsetzen kann. 
Es ist sinnvoll, dass bei der Bewertung des Begutachtungsauftrages durch den Medizinischen Dienst 
entschieden wird, welche Begutachtungsart – unter Beachtung der gesetzlichen Anforderungen und 
Berücksichtigung der Versichertenperspektive – Anwendung findet. Für die Wahl der Begutachtungs-
art und eine bestmögliche Durchführung sind Informationen sowie die Mitwirkung der antragstellen-
den Person wesentlich. Zudem ist es wichtig zu prüfen, inwieweit die pflegefachliche Expertise von 
Pflegefachkräften in stationären Pflegeeinrichtungen über das bisherige Maß hinaus sinnvoll und sach-
gerecht in den Begutachtungsprozess des Medizinischen Dienstes eingebunden werden kann. 
 

                                                           
 
2 Kimmel, A., Meinck, M., Fleer, B., Lehmacher-Dubberke, C., Parusel, V., Ezzat, N. & Knoblich, S. (2022). Sprint-
studie: Die Videobegutachtung der Feststellung der Pflegebedürftigkeit – Potentiale und Voraussetzungen. Un-
veröffentlichter Abschlussbericht. Essen: Medizinischer Dienst Bund. 
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Graphische Darstellung Begutachtungsarten 
 
Im Zuge der letzten Überarbeitung der Begutachtungs-Richtlinien wurde beschlossen, eine graphische 
Darstellung zu erstellen, die die möglichen Begutachtungsarten mit entsprechenden Voraussetzungen 
und Auswahlkriterien abbildet und den Weg zur Auswahl der jeweiligen Begutachtungsart durch den 
Medizinischen Dienst für die antragstellende Person verständlich visualisiert. Ein entsprechender Ent-
wurf hierzu wurde von der Fachebene des Medizinischen Dienstes Bund erstellt und befindet sich der-
zeit in weiterer Abstimmung und Überarbeitung. Die abschließende Bearbeitung ist für ca. Ende März 
2024 vorgesehen. 
 
Beratungsvorschlag 
 
Der Verwaltungsrat nimmt den Sachstand zur Kenntnis und tauscht sich dazu aus. 

 


